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Vorwort

Die im Titel aufgeworfene Frage nach der steuerbilanziellen Abgrenzung von 
Eigenkapital und Fremdkapital mag auf den ersten Blick überraschen, weil ver­
meintlich klare Grenzlinien mit dem traditionellen Verständnis des Eigenkapitals 
als bilanzielles Residuum existieren. Doch bei näherer Betrachtung der Begriffe 
von Eigenkapital und Fremdkapital eröffnet sich gerade für das Steuerbilanzrecht 
ein vielschichtiger Problemkreis, der auf der Verzahnung verschiedener Rechts­
bereiche beruht und durch die hergebrachte wirtschaftliche Betrachtungsweise auf­
geladen ist. Zudem gilt es, zwischen der Bilanzierung der Kapitalüberlassung und 
der steuerrechtlichen Behandlung der Kapitalvergütung ein abgestimmtes System 
im Blick zu behalten. Die nachstehende Schrift versucht, die zentralen Leitlinien 
nachzuzeichnen und davon ausgehend einen dogmatisch schlüssigen Lösungs­
ansatz für die steuerbilanzielle Abgrenzung von Eigenkapital und Fremdkapital 
bei Kapitalgesellschaften zu entwickeln. Die aufgestellten Thesen mögen als An­
regung für den weiteren wissenschaftlichen Diskurs dienen. 

Die vorliegende Arbeit wurde im Wintersemester 2024/2025 von der Rechts­
wissenschaftlichen Fakultät der Universität zu Köln als Dissertation angenommen. 
Das Manuskript wurde im August 2023 fertiggestellt und berücksichtigt den Stand 
der Rechtsprechung und des Schrifttums bis zu diesem Zeitpunkt.

Mein Dank gebührt an erster Stelle Herrn Professor Dr. Joachim Hennrichs, 
meinem Doktorvater, für die Betreuung der Arbeit. Er hat die thematische Aus­
richtung angeregt und mir anschließend wissenschaftlichen Freiraum im Rahmen 
der Ausarbeitung gewährt. Mein ausdrücklicher Dank gilt zudem Herrn Professor 
Dr. Moritz Pöschke für die zügige Zweitbegutachtung.

Besonders dankbar bin ich Nina Fangmann, die durch ihre fortwährende liebevolle 
Unterstützung während der Anfertigung des Manuskripts wesentlich zum Gelingen 
der Arbeit beigetragen hat. Genauso danke ich meiner Schwester, Dr. Magdalena  
Rindermann-Haugwitz, für die vielen kleinen Hilfen. Meinen Eltern, Marita Rin­
dermann und Rudolf Haugwitz, bin ich in tiefer Dankbarkeit verbunden. Sie haben 
mich über meinen gesamten schulischen und akademischen Weg hinweg begleitet 
und gefördert. Diese Arbeit wäre ohne ihren anhaltenden bedingungslosen Rück­
halt und die vielen fachlichen Diskussionen nicht möglich gewesen. Ihnen ist diese 
Arbeit gewidmet.

Düsseldorf, im Januar 2025� Martin Rindermann-Haugwitz
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Einführung

A. Problemaufriss

Ein Grundsatz auf dem Gebiet der Finanzierung gewerblicher Unternehmen ist 
die Zweiteilung in Eigenkapital und Fremdkapital.1 Sie ist immanenter Bestandteil 
diverser Disziplinen2 und bilanziell vorgegeben. Die Trennung scheint an vermeint­
lich klaren Grenzen zu verlaufen. Auf der Basis des Zivilrechts, das die Ordnungs­
struktur für Lebenssachverhalte wie Unternehmensfinanzierungen liefert, lässt 
sich für Kapitalgesellschaften eine Abgrenzung anhand der gesellschaftsrechtli­
chen – dann Eigenkapital – oder schuldrechtlichen – dann Fremdkapital – Rechts­
grundlage vornehmen. Eigenkapital stammt demnach nur vom Gesellschafter. 
Diese scheinbar eindeutige Grenze erodiert jedoch, wenn man sich von der streng 
formalen Trennung löst und auf den wirtschaftlichen Gehalt blickt, was im Allge­
meinen ein bekanntes Anliegen des Steuerrechts ist3. Kann die Einordnung einer 
schuldrechtlichen Kapitalüberlassung als Fremdkapital richtig sein, wenn sie wie 
Eigenkapital anmutet, also bspw. am Verlust teilnimmt oder gewinnabhängig ver­
gütet wird? Oder liegt hierbei schon Eigenkapital vor? Die grundlegende Frage 
einer wirtschaftlichen Betrachtung bringt gleich eine Weitere mit sich: Welche 
wirtschaftlichen Merkmale einer Kapitalüberlassung sollen maßgebend für die 
Einordnung sein? Die Abgrenzung von Eigenkapital und Fremdkapital entpuppt 
sich unter wirtschaftlichen Gesichtspunkten als in dichten Nebel gehüllt.

Ursächlich dafür sind existierende Spielräume, im Rahmen der Vertragsfreiheit 
Rechte und Pflichten in einem Kapitalüberlassungsverhältnis weitgehend frei aus­
zugestalten bzw. miteinander zu kombinieren. Unter dem Selektionsdruck diverser 
rechtlicher4 wie tatsächlicher5 Faktoren wird ein Graubereich betreten zwischen 

1	Schön, in: Eigenkapital und Fremdkapital, S. 1, 3.
2	Hierzu gehören insbesondere die Wirtschaftswissenschaften, aber bspw. auch Ratingagenturen.
3	Englisch, in: Tipke / Lang, § 5, Rn. 70.
4	Aspekte sind etwa die Vermeidung der insolvenzrechtlichen Überschuldung und Sanie­

rungsmaßnahmen oder die steuerliche Diskriminierung der Eigen- gegenüber der Fremdfinan­
zierung im Gesellschafterverhältnis sowie divergierende Einstufungen zwischen Handelsbilanz- 
und Steuerrecht bspw. bei Genussrechten.

5	Prägnantes historisches Beispiel ist die stille Gesellschaft, die aus dem Zinsverbot des 
kanonischen Rechts im Mittelalter hervorging. Außerdem können betriebswirtschaftliche Ef­
fizienzgedanken, die Begutachtung durch Ratingagenturen im Rahmen der Bilanzanalyse so­
wie das allgemeine Bedürfnis nach Flexibilität gepaart mit der Beibehaltung der vorhandenen 
Stimmanteile motivierend sein.
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Eigen- und Fremdkapital, das sog. Mezzanine-Kapital wie z. B. Genussrechte oder 
stille Gesellschaften, um die jeweiligen Vorteile klassischer Kapitalüberlassungen 
miteinander zu verknüpfen. Solches Mezzanine-Kapital kommt nicht nur im all­
gemeinen Wirtschaftsleben vor,6 sondern insbesondere auch zu Krisenzeiten wie 
in der mittlerweile überwundenen Covid-19-Pandemie. Bspw. hat sich die Bundes­
republik Deutschland an der Deutsche Lufthansa AG u. a. nicht im Rahmen einer 
Kapitalerhöhung oder durch ein Darlehen, sondern im Wege einer stillen Einlage 
beteiligt, um das durch die Pandemie in die Krise geratene Unternehmen finanziell 
zu stützen und zugleich die Gesellschafterstruktur unberührt zu lassen.7 Für den 
privatwirtschaftlichen Bereich gilt dies genauso.8 

Wenn man das Steuerbilanzrecht in Blick nimmt, wird man regelmäßig über das 
sog. Maßgeblichkeitsprinzip, § 5 Abs. 1 EStG, auf das Handelsbilanzrecht verwie­
sen. Im handelsbilanzrechtlichen Schrifttum ist die Abgrenzung von Eigen- und 
Fremdkapital in den vergangenen Jahrzehnten intensiv diskutiert worden. Den 
Grund dafür hat die Arbeit von Lutter und Hommelhoff9 zu eigenkapitalähnlichem 
Haftkapital bereitet. Insbesondere an der Frage, unter welchen Voraussetzungen 
schuldrechtliche Genussrechte im handelsbilanziellen Eigenkapital auszuweisen 
sind, wurde die Auseinandersetzung in den 1990er Jahren geführt. Mit einer Stel­
lungnahme des IDW10 hierzu erreichte sie ihren Höhepunkt. In dem Zusammenhang 
ist die Dissertation von Thiele11 hervorzuheben, die sich dem handelsbilanziellen 
Eigenkapital umfassend widmet. Zwischenzeitlich hat sich die handelsbilanzrecht­
liche Diskussion beruhigt zugunsten einer mehrheitlich favorisierten Abgrenzung 
entlang materieller statt formeller Kriterien.

Obwohl das Steuerrecht allgemein, aber auch das Körperschaftsteuerrecht deut­
lich früher, schon Anfang des 20. Jahrhunderts, mit der Abgrenzungsproblematik 
konfrontiert gewesen ist, ist die Thematik für geraume Zeit in den Hintergrund 
getreten.12 Historisch hat sich die Auseinandersetzung mit der Abgrenzung von 
Eigen- und Fremdkapital bei Kapitalgesellschaften entwickelt. Im auslaufenden 
19. Jahrhundert haben erstmals Aktiengesellschaften wegen ihres Kapitalbedarfs 

	 6	Siehe etwa die Aufstellung zur Kapitalmarktentwicklung bei Leopold / Schröter, in: Haber­
sack / Mülbert / Schlitt, Unternehmensfinanzierung, § 10, Rn. 11 ff.
	 7	„Bundesrepublik jetzt größter Anteilseigner bei Lufthansa“ in Handelsblatt vom 06. 07. 2020, 
S. 23. 
	 8	„Niedrigzinsen und Corona machen die eigenkapitalähnliche Finanzierung Mezzanine 
attraktiv“ in Handelsblatt vom 12. 04. 2021, S. 32.
	 9	Lutter / Hommelhoff, ZGR 1979, 31 passim.
	 10	IDW HFA 7, WPg 1994, 419 passim.
	 11	Thiele, Eigenkapital.
	 12	Bereits Ende des 19. Jahrhunderts stellte sich die allgemeine Frage nach der Steuerpflicht 
von Genussrechten. Mit der Abgrenzungsfrage befasste sich erstmals das Kapitalverkehrssteuer­
gesetz von 1922. Ursächlich für die vorübergehende Nichtbeachtung dürfte sein, dass zwischen 
den 1940er bis in die 1980er Jahre hinein das tatsächliche Vorkommen der problematischen 
Mischformen stark zurückgegangen war, vgl. Luttermann, Unternehmen, Kapital und Genuß­
rechte, S. 52 f., 63, 69 ff. 
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Genussrechte als Mischform aus Eigenkapital und Fremdkapital geschaffen. Die 
Einordnung darauf geleisteter Vergütungen stand im Mittelpunkt der körperschaft­
steuerlichen Diskussion, dessen historischer Ausdruck die Sonderregel des § 8 
Abs. 3 Satz 2 HS. 2 KStG für sog. beteiligungsähnliche Genussrechte ist. Aufgrund 
ihrer zivil- und steuerrechtlichen Eigenständigkeit ist die Thematik bei Kapitalge­
sellschaften unverändert virulent.13 Infolge der jüngst geschaffenen Möglichkeit 
für Personengesellschaften, zur Körperschaftsbesteuerung gem. § 1a Abs. 1 KStG14 
zu optieren und sich als fiktive Kapitalgesellschaft besteuern zu lassen,15 kann die 
Thematik neuerdings auch die sonst steuerlich transparent behandelten Personen­
gesellschaften erfassen. 

Generell stand und steht die Einordnung der Kapitalvergütung regelmäßig im 
Fokus der steuerlichen Auseinandersetzung. Dies lässt sich mutmaßlich damit er­
klären, dass sich bei Kapitalvergütungen die steuerrechtliche Relevanz und damit 
das praktische Interesse an der Abgrenzungsfrage aufdrängen. Während vereinfacht 
Gewinnausschüttungen als Vergütungen von Eigenkapital gem. § 8 Abs. 3 Satz 1 
KStG das Einkommen nicht mindern, sind Zinsaufwendungen als Vergütungen von 
Fremdkapital gem. § 4 Abs. 4 EStG steuerwirksam abziehbar. Demgegenüber hat 
die steuerbilanzielle Abgrenzung im Schrifttum weniger Aufmerksamkeit erfahren. 
Insoweit scheint die einstige Feststellung von W. Müller zum Handelsbilanzrecht 
für die Steuerbilanz weiterhin berechtigt: „Kaum ein Begriffspaar [wird] mit grö­
ßerer Selbstverständlichkeit und ohne jedes Problembewußtsein gehandhabt, wie 
das von Eigenkapital und Fremdkapital“16. Oftmals erfolgt eine Anknüpfung an die 
handelsbilanziellen Abgrenzungskriterien über das Maßgeblichkeitsprinzip ohne 
weitere Problematisierung, ob die handelsbilanziellen Kriterien auf die Steuer­
bilanz übertragbar sind. Dabei geht auch die Zuordnung der Kapitalüberlassung 
zum Eigen- oder Fremdkapital über eine rein steuerbilanzielle Ausweisfrage hin­
aus. Dies wird bereits an der Gewinnermittlungstechnik offenbar, die in § 4 Abs. 1 
Satz 1 EStG als Eigenkapitalvergleich ausgestaltet ist. Gewichtiger ist, dass sich die 
steuerlichen Auswirkungen zwischen einer Eigenkapital- und einer Fremdkapital­
überlassung unterscheiden, weil einerseits Änderungen des Kapitalüberlassungs­
verhältnisses nur bei Fremdkapital steuerwirksam sein können und andererseits 
einige Vorschriften direkt an die Steuerbilanzposten anknüpfen. Damit steht fest, 
dass es steuerrechtlich klarer Regeln für die Zuordnung des gesamten Kapitalüber­
lassungsverhältnisses zum Eigen- oder Fremdkapital bedarf. 

	 13	Etwas anderes gilt für die steuerrechtlich transparente Personengesellschaft als Mitunter­
nehmerschaft i. S. d. § 15 Abs. 1 EStG hinsichtlich des Kreises der Eigenkapitalgeber. Hier be­
steht aufgrund des Typusbegriffs des Mitunternehmers eine bedeutend höhere Flexibilität. Dies 
führt Schön, in: Eigenkapital und Fremdkapital, S. 1, 24 ff., 52, zutreffend auf das Leitbild einer 
gemeinschaftlichen Gewinnerzielung von Einzelpersonen zurück. 
	 14	Körperschaftsteuermodernisierungsgesetz v. 25. 06. 2021 (KöMoG), BGBl I 2021, 2050.
	 15	Brühl, in: BeckOK KStG, § 1a, Rn. 428; Kelm / Rindermann / Hennrichs, Wpg 2021, 1166.
	 16	W. Müller, in: FS Budde, S. 445.


